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Tragik 
Prometheus, an den Felsen geschmiedet, 
kann es dennoch nicht lassen, den Göt- 
tern zu fluchen. Schuldig-unschuldig ist 
der draufgängerische Selfmademan in 
seine peinliche Lage geraten — Parade- 
beispiel für das, was Oberlehrer Tragik 
oder Tragödie nennen. 

Als Goethe dem Feuerbringer ein Ge- 
dicht widmete, wurde Prometheus der 
Held des aufstrebenden Bürgertums. 
Ging der Bürger noch so zielbewußt vor, 
das Recht auf Tragik wollte er sich nicht 
nehmen lassen. In der Anerkennung von 
möglicher Schuld und von Verhängnis 
fand er seine Grenzen. 

Spricht man aber heute von Tragik, so 
scheint dafür keine Legimitation mehr 
zu bestehen. Gab es in Stalingrad Tra- 
gik? Haben sich in Auschwitz und Ber- 
gen-Belsen Tragödien abgespielt? Hatte 
Anne Frank, wie Schillers Maria Stuart, 
noch Zeit, ihr Schicksal anzunehmen? 

Das Individuum hat nicht mehr die — 
wenn auch nur in der Ideologie postu- 
lierte— Autonomie des 19. Jahrhunderts. 
Die Behauptung von „Tragik" dient oft 
nur der Verschleierung; zur Bewältigung 
von Vergangenheit ist sie nicht tauglich. 

Aber auch der Vietnam-Krieg ist nicht 
„tragisch". Und den Tod von Benno 
Ohnesorg kann man wahrhaftig nicht zur 
Tragödie stilisieren. Er ist Wahnwitz, 
gegen den man nicht nachdrücklich ge- 
nug protestieren kann. 

Merke; Die Tragödie nimmt die Leiden 
der Menschen häufig auf die leichte 
Achsel. (Brecht) Ulrich Kurowski 

„Dieses kann 

uns nicht 
v beruhigen" 

BOCHUM. (BSZ) — Anläßlich der Vor- 
fälle in Berlin am 2. Juni und des Tot- 
schlags an dem Studenten Benno Ohne- 
sorg, fanden auch in Bochum am 7. Juni 
eine Kundgebung und ein Trauermarsch 
statt, an dem sich mehr als 1500 Stu- 
dierende beteiligten. Zu den Teilneh- 
mern sprach das Mitglied des Konvents 
der FU Berlin, Roswitha Pfaffenberger. 
Während der Trauerfeier am 8. Juni in 
der Mensa, zu der rund 800 Ruhr- 
Studenten erschienen, erklärte der Vor- 
sitzende der Studentenschaft, Ermrich, 
u. a.: 
„Es kann uns nicht beruhigen, wenn 
dieser Tod so viele Menschen in diesem 
Lande bewegt hat und die Mächtigen 
zur Rechtfertigung zwingt... Ich sage 
ganz offen, daß wir verpflichtet sind, 
uns davon zu überzeugen, daß der un- 
gerechte Zufall seine Gründe in den 
Menschen hat und in den Zuständen, 
die sie schaffen und die sie zulassen." 
Der Rektor der Ruhr-Universität Ma- 
gnifizenz D. Greeven, sagte in seiner 
Ansprache u. a.: „Ich selbst jedenfalls 
habe mich zu fragen, ob ich mich aus- 
reichend bemüht habe, die Fragen und 
Proteste der Jungen in ihrem Kern zu 
verstehen, ob ich sie nicht zu schnell als 
jugendliches Gären abgetan habe, ob ich 
bereit war, Kritik anzunehmen, und 
wenn ich sie als ungerechtfertigt ansah, 
mit den Kritikern Kontakt zu halten 
und zu versuchen, ihre Einsicht zu ge- 
winnen. Einander mit Geduld zu begeg- 
nen, das würde fast das Entscheidende 
in diesem Konflikt zwischen jung und 
alt sein." 

Dortmunder 

Strukturplan 

im Herbst 
DORTMUND, (dpa) Der endgültige 
Strukturplan der Universität Dortmund 
wird im Herbst veröffentlicht. Der 
nordrhein-westfälische Kultusminister 
Fritz Holthoff kündigte beim Richtfest 
für das in zwölfmonatiger Bauzeit ent- 
standene Aufbau- und Verfügungszen- 
trum der zweiten Ruhrgebietsuniversität 
an, daß die Hochschule nicht in Fakul- 
täten sondern in zwölf Abteilungen ge- 
gliedert werde. 
In dem Aufbauzentrum, daß Kosten von 
rund 29 Millionen Mark verursacht, 
werden vom Wintersemester 1968/69 an 
etwa 600 Studenten studieren können. 
Erste Berufungsverhandlungen zur Be- 
setzung der geplanten 22 Lehrstühle 
werden in Kürze beginnen. 
Der Gründungsausschuß hat den Struk- 
turplan im Hinblick auf die erwünschte 
enge Zusammenarbeit mit der Ruhr- 
Universität Bochum noch einmal über- 
prüft. Daraus ergab sich, daß in Dort- 
mund unter anderem Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaf ten, Raumplanung und 
Städtebau gelehrt werden sollen. Außer- 
dem sind drei Institute für Unterneh- 
mensführung und für internationale 
technische und wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit vorgesehen. 

Manche Bochumer Professoren ließen 
Klausuren schreiben, andere hielten 
Vorlesungen, Übungen und Seminare 
ab. Dennoch fuhren wohl 100 Ruhrstu- 
denten am Abend des 8. und am Morgen 
des 9. Juni in Privatwagen nach Hanno- 
ver, um mit einem Schweigemarsch ih- 
res erschossenen Berliner Kommili- 
tonen Benno Ohnesorg zu gedenken. 
Schon bei der Autobahnausfahrt Han- 
nover wurden die ankommenden Wagen 
von Studenten der TH empfangen, die 
den Weg zum Sammelpunkt wiesen. 
Von dort wurden die Demonstrations- 
teilnehmer in Bussen zur Technischen 
Hochschule, dem Ausgangspunkt des 
Schweigemarsches gefahren, In der 
Mensa konnte man Mittag essen. Es gab 
einen Eintopf, der uns Bochumer sofort 
heimisch fühlen ließ. Kurz, die Organi- 
sation war vorbildlich. 
Nach dem Essen versammelten sich alle 
in einer Allee zum Abmarsch. Eine Un- 
zahl Flugblätter wurde verteilt. Berli- 
ner Extra-Blätter mit der Balkenüber- 
schrift „Abtreten", die sich an die Adres- 
se des Regierenden Bürgermeisters von 
Berlin richteten, wanderten von Hand 
zu Hand. Gegen 14.30 Uhr formierten 
sich die fast 10 000 Studenten zu einem 
kilometerlangen Trauerzug. Dem 
Wunsch der Veranstalter entsprechend 
wurden keine provokanten Transpa- 
rente, sondern nur schwarze Fahnen 
und Trauerplakate im Zug mitgeführt. 
An der Spitze marschierte der AStA der 
Freien Universität Berlin. 
Schweigend bewegte sich der in Dreier- 
reihen formierte Zug durch Hannover; 
viele der Demonstranten trugen Trauer- 
kleidung. Die Polizei sperrte den Stra- 
ßenverkehr aus den Nebenstraßen ab, 
sonst hielt sie sich fern. Vor dem Ab- 
marsch gaben sich Hannovers Polizisten 
gelassen. Ein Berliner Extra-Blatt in 
der Hand, posierten sie lachend den 
Kameras der Presse. 
Die Demonstranten wurden dann auch 
in keine Zwischenfälle verwickelt. So 
ruhig und diszipliniert zogen sie durch 
die Innenstadt, daß der Polizeipräsident 
gar ein Danktelegramm an die Veran- 
stalter sandte. Wer in Hannover mit- 
marschierte, dem sind die Ausschrei- 
tungen von Berlin noch viel unfaßbarer. 

Doch das liegt wohl auch an der Bevöl- 
kerung. Hannovers Bürger, die die Stra- 
ßen säumten, zeigten jene Gelassenheit, 
die man an den Niedersachsen so be- 
sonders rühmt. Nur selten provozierten 
sie die Marschierenden. Wohl kurbelte 
ein Mercedesfahrer seine Seitenscheibe 
herunter und ließ Marschmusik aus sei- 
nem Autoradio erdröhnen, als er vor- 
beifuhr, aber solche Rüpeleien blieben 
Ausnahmen. 
Doch gleichzeitig spiegelte sich nicht ge- 
rade Verständnis für das Anliegen der 

Studenten auf den Gesichtern der Pas- 
santen. Und auch die wenigen Äußerun- 
gen, die ich aufschnappen konnte, zeu- 
gen nicht davon. „Ausländer, alles Aus- 
länder!" ereiferte sich eine alte Dame. 
Besser als sie kann man das Verhältnis 
der meisten Deutschen zu ihren demon- 
strierenden Studenten wohl schwerlich 
charakterisieren. Und so mag ihr Aus- 
spruch stellvertretend für alle abfälligen 
und sarkastischen, herablassenden und 
zornigen Kommentare stehen, die letzt- 
lich nur von einem tiefen Unverständnis 
Zeugnis ablegen. 
Was macht nun diesen 9. Juni, diesen 
Freitag von Hannover zu einem beson- 
deren Tag? War es das studentische 
Linksengagement, daß sich am Abend in 
der Sporthalle offenbarte, als mit Pro- 
fessor Abendroth und Erich Kuby zwei 
Vertreter der „heimatlosen Linken" 
frenetisch bejubelt wurden? Nein, ich 
glaube, das ungeheuer neue war das Ge- 
fühl der Solidarität, das in Hannover 
Studenten über alle weltanschaulichen 
Barrieren hinweg verband. 

10 000 Studenten, viele von ihnen unter 
großen Opfern an Zeit und Geld von 
weither angereist, betrauerten den Tod 
eines Kommilitonen, der von weiten 
Kreisen der Gesellschaft nur mit leisem 
Unbehagen, oft sogar mit Genugtuung 
zur Kenntnis genommen worden war. 
Sie demonstrierten aber auch für Frei- 
heit und Demokratie, für die wohl sonst 
kaum ein Deutscher auf die Straße 
ginge. 
Ein anderer Kommentar, den man oft 
am Straßenrand hören konnte, war der 
folgende: „Die sind ja blöde, das hat 
doch keinen Sinn." Ein ernstzunehmen- 
der Einwand, denn zu oft bleiben stu- 
dentische Demonstrationen reine Selbst- 
befriedigung. 
Aber vielleicht haben Hannovers Bür- 
ger angesichts der Disziplin und des 
Ernstes des Trauermarsches einmal dar- 
über nachgedacht, ob hier wirklich rote 
Krakeeler, blutrünstige Anarchisten 
und was sonst noch an Geschöpfen un- 
sern Monopolblättern entspringt ihr 
Unwesen treiben. 

Wenn auch nur einige von den Männern 
auf den Baugerüsten oder von den Fri- 
seusen vor ihren Geschäften, von den 
Hausfrauen hinter Küchengardinen oder 
von den Rentnern auf den Parkbänken, 
die die Studenten vorüberziehen sahen, 
begonnen haben an den Klischeevorstel- 
lungen einer hysterischen Presse und 
einer denkfaulen Gesellschaft zu zwei- 
feln, dann hat diese Demonstration 
einen Erfolg gehabt. Dann haben die 
Demonstranten ihrem erschossenen 
Kommilitonen einen letzten Dienst er- 
wiesen, der wertvoller ist als alle 
pathetischsten Flugblätter. 

B. G. Westermann 

BOCHUM. (BSZ) — Die Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung schrieb, an der 
Ruhr-Universität „tobt" der Wahlkampf 
zum Studentenparlament (11.—14. Juli). 
Allerdings wurden die Auseinander- 
setzungen bis letzte Woche noch hinter 
den Kulissen ausgetragen. 
Die Meldefrist beim Wahlausschuß lief 
am 23. Juni aus. Bis Redaktionsschluß 
war bekannt, daß sich sieben Listen der 
Wahl stellen und ihre Kandidaten ins 
Parlament entsenden werden. Es sind 
dies der alphabetischen Reihenfolge 
nach: „Action Bochumer Studenten- 
schaft" (ABS), „Liste unabhängiger Stu- 
dentenverbindungen" (LUST), „Ring 
Christlich - Demokratischer Studenten" 
(RCDS), „Sozialdemokratischer Hoch- 
schulbund" (SHB), „Sozialistischer 
Deutscher Studentenbund" (SDS), 
„Wahlgemeinschaft Unabhängiger Stu- 
denten e. V." (WUS) sowie eine Liste 
von Wirtschaftsstudenten. Außerdem 
wählt das Klinikum Essen schon mit. 
Einen Vorgeschmack auf das womöglich 
Kommende gab die letzte Versammlung 
der Fachschaftsvertreter, als die wäh- 
rend der Trauerfeier zum Tode von 
Benno Ohnesorg neu gewählten Spre- 
cher der Wirtschaftswissenschaftler (und 
gleichzeitige Kandidaten) geschickt den 
Vorstand unter Druck zu setzen ver- 
suchten. 

BOCHUM. (BSZ) — Die Studentenschaft 
steht kurz vor den Wahlen zum Studen- 
tenparlament und nach zweijähriger 
Arbeit immer noch vor einer Reihe 
ungelöster, wiewohl entscheidender 
Probleme. 
• Vor allem ist es bisher noch nicht 
gelungen, mit dem Kultusministerium 
eine endgültige Festsetzung der Beiträge 
für den Vorstand, das Parlament, das 
Studentenwerk und sonstige allgemeine 
Aufgaben festzulegen. Da es in Nord- 
rhein-Westfalen als ziemlich einzigem 
Bundesland bislang noch kein aus- 
reichendes Hochschulgesetz gibt, steht 
die ganze Studentenschaft in ihrer ver- 
faßten Organisation auf schwachen 
Beinen. 
Für die Regierung und eine konservative 
Professorenschaft ist der Weg über die 
Finanzen ein gern benutztes Mittel, um 
die Stellung und den Einfluß der ge- 
samten Studentenschaft zu mindern. 
• In der vorläufigen Verfassung sind 
die Vorstellungen der Studenten Vertre- 
ter über ihre Befugnisse und ihren 
Einfluß auf den Gang der Geschäfte der 
Universität nur mangelhaft berücksich- 
tigt. Eine Aufnahme der Beratungen 
steht noch bevor. Außerdem haben der 
Vorstand und die FW sich bemüht, nach 
und nach in den wichtigsten akademi- 
schen Gremien Sitz und Stimme zu 
erhalten. 
• Im Hauptförderungsausschuß für die 
Vergabe der Stipendien sind die Maß- 
stäbe für Bedürftigkeit heftig umstrit- 
ten. Die Studentenvertreter haben sich 
erst kürzlich gegen die Benachteiligung 
von verheirateten Studierenden und 
Studenten des zweiten Bildungsweges 
gewandt. 
• In den eigenen Reihen der Studenten- 
schaft und der FW ist die bestehende 

Das Thema AStA ist seit eh und je 
beliebtestes Kampffeld; zumal in Bo- 
chum, wo sich die bisherigen Vorstands- 
mitglieder der ABS angeschlossen ha- 
ben. Die Fronten klären sich offenbar 
nach einer langen Periode gegenseitiger 
Höflichkeit. 
Die Wahlordnung wurde endgültig am 
20. Juni verabschiedet. Lange Debatten 
gab es an diesem Abend auch um die 
Besetzung des Wahlausschusses und die 
Modalitäten der Wahldurchführung, da 
die Zeit drängt. 

Statistik 

BOCHUM. (BSZ) Von den 4707 ordent- 
lichen Studierenden des SS 1967 gehö- 
ren 1334 der Abteilung V (Philologie) an, 
1122 haben Wirtschaftswissenschaften 
gewählt und 812 studieren Rechtswis- 
senschaft. 
Die Masse der Studenten, 3144, bilden 
Erst- bis Viersemestrige. Immerhin ist 
die Tatsache zu registrieren, daß ange- 
sichts der allgemeinen befristeten Stu- 
diendauer 466 Studierende, fast 10 Pro- 
zent, schon im 11. und höheren Seme- 
stern sind. (Eine Statistik nach Haupt- 
fach und Fachsemester im Innenteil). 

Ordnung immer wieder umkämpft, oft 
aus Uninformiertheit und Intransigenz 
neuer Studentenvertreter. So hat jetzt 
eine Gruppe von Studenten beim Ver- 
waltungsgericht Gelsenkirchen bean- 
tragt, die Urabstimmung über die Sat- 
zung der Studentenschaft für ungültig 
zu erklären ... 

Professoren 

sind sauer 
BOCHUM. (BSZ) — 40 Professoren der 
Naturwissenschaften und Medizin sowie 
der Ingenieurwissenschaften haben in 
einem Schreiben an die Regierung und 
den Landtag von Nordrhein-Westfalen 
auf die äußerst mißliche Lage ihrer 
Disziplinen hingewiesen. 
Nach dem Stand der Dinge, dem bis- 
herigen Aufbau tempo der Ruhr-Univer- 
sität und den jüngsten Haushaltsfest- 
legungen erscheint der geplante Vor- 
lesungsbeginn zum Wintersemester 1969 
gefährdet. Die wissenschaftliche Kapazi- 
tät der zum Teil außerhalb des Queren- 
burger Campus arbeitenden Professoren 
liegt brach, und die Medizin drohe nach 
den bisherigen Plänen in Bochum dritt- 
klassig zu bleiben. 
Diese Flucht in die Öffentlichkeit und 
die Drohung mit Abwanderung waren 
ein berechneter Schritt, um den Kul- 
turausschuß des Landtages, der am 
21. Juni in Bochum tagte, erneut auf 
Bochum zu verpflichten. Staatshochbau- 
amt und Regierung bekräftigten darauf- 
hin alte Zusagen. 
Übrigens wird Prof. Schnur (Politische 
Wissenschaft) am 28. Juni um 18 Uhr 
im Hörsaal B II über „Planung in der 
Hochschulpolitik (am Beispiel der Ruhr- 
Universität)" sprechen! 
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Einige Kommentatoren sprachen angesichts der aus allen Teilen der Bundes- 
republik versammelten Studenten in Hannover, des Schweigemarsches durch die 
Stadt und des Studentenkongresses in der Niedersachsenhalle von einem neuen 
„Wartburgfest". BSZ-Bild 

Zum Schweigemarsch 

nach Hannover 

kamen sie alle 

Wahlkampf hinter 

den Kulissen: 

Die HttlicUkeii fasse 

Viele Probleme 

unentschieden 
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Noch nicht zu übersehen 

sind die Auswirkungen 

der jüngsten Demonstrationen 

BERLIN / BONN (dpa) — Die juristischen und hochschulpolitischen Konsequenzen 
der studentischen Demonstration gegen den Besuch des Schahs von Persien in 
Berlin und anderen Hochschulorten sind noch nicht zu übersehen. In Berlin hat 
sich der parlamentarische Untersuchungsausschuß konstituiert, der die Vorfälle 
untersuchen soll, bei denen der Student Benno Ohnesorg getötet wurde. Die Er- 
mittlungen der Justizbehörden werden von zwölf Staatsanwälten geführt. 34 Ver- 
fahren gegen Demonstranten oder Polizeibeamte wurden eingeleitet. Außerdem 
sind 74 Verfahren wegen Beleidigung im Zusammenhang mit den Vorfällen 
anhängig. Bei der Staatsanwaltschaft gehen täglich neue Strafanzeigen sowohl 
gegen Demonstranten wie gegen Polizeibcamte ein. Gegen den in Untersuchungs- 
haft sitzenden Studenten Fritz Teufel und einen zweiten Beschuldigten ist Anklage 
wegen Aufforderung zu einem Verbrechen der schweren Brandstiftung erhoben 
worden. Außerdem wird Teufel Landesfriedensbruch vorgeworfen. Sein Antrag 
auf Haftverschonung wurde abgelehnt, weil Fluchtgefahr bestehe. 

Vie Diskussion 

Ein Gespenst geht um an den Hochschulen, 
das Gespenst studentischer Rebellion gegen 
die Universität, im Grunde gegen die 
etablierte Gesellschaft. Nennen wir an 
dieser Stelle vor allem die Vorgänge in 
Argentinien, Belgien, Indonesien, Groß- 
britannien, Spanien, Korea, Mexiko, USA 
(im besonderen Berkeley), neuerdings in 
der Bundesrepublik. Mich überrascht die 
Überraschung ein wenig. Sind diese Er- 
scheinungen im eigentlichen doch nicht so 
überraschend und auch nicht so neu. 
Das Arbeitsprinzip der Universität — ja 
ihr Wesensmerkmal schlechthin — ist das 
vorurteilsfreie, an objektiven Kriterien orien- 
tierte immer neue Fragen nach der Wahr- 
heit. Darin hat die Lehre an der Universität 
ihren Grund. Jede anders gegründete Lehre 
wäre lediglich Ausbildung, nicht zugleich 
Bildung im weitesten Sinne des Wortes. 
Die Universität als Ort bloßer Ausbildung 
aber wäre eine Anstalt, in ihren Zielen und 
ihrem Wirken streng begrenzt. Der Student 
wäre nur Wissensempfänger, letztlich Ob- 
jekt einer Wissen vermittelnden Einrichtung. 
Dazu aber würden Fachschulen ausreichen. 
Gemeint ist mit Bildung die freie, freiwillige 
Bildung des Menschen im Rahmen der 
Möglichkeiten, die die Universität bietet, 
nicht Erziehung. Man kann ausgebildet, er- 
zogen werden, nicht aber in diesem pas- 
siven Sinne gebildet werden. 
Diese Universität als Ort der Ausbildung 
und Bildung ist ein Forum der Meinungen, 
ein Markt der Ideen, wie es Professor Bie- 
denkopf formuliert hat, ein Ort des Fragens 
und der Diskussion und letztlich damit eine 
Heimat für Rebellen, derer also, die in Frage 
stellen. 
Die Universität war und ist dieser Ort des 
In-Frage-Stellens nicht nur des Fachlichen 
— das wäre nur Ausbildung —, sondern 
einer generellen In-Frage-Stellung — als 
Form der Bildung — auch der Gesell- 
schaftsordnung, auch des Staatsverhaltens, 
ja der Institution der Universität selbst. 

HEIMAI FÜR REBELLEN 

Klaus Kübler 

Das gehört zum Wesen und zur Freiheit der 
Universität und das beinhaltet das Grund- 
recht der Freiheit von Forschung und Lehre, 
das Lehrenden und Lernenden zusteht. 
Die Universität kennt deshalb keine Kon- 
formität, keine Konfliktlosigkeit, keine Tabus. 
Sie darf weder sich selbst noch der Gesell- 
schaft gegenüber bequem sein. Der Student 
hat das Recht, an den Hochschulen das 
Abenteuer der Wissenschaft kennenzulernen 
und dabei weitere Abenteuer zu bestehen. 
Wo gibt es einen geeigneteren Ort dafür? 
Wo gibt es sonst noch die Voraussetzungen, 
die an Hochschulen die Abenteuer als Bil- 
dung bestehen lassen? 
Die Universität ist aus ihrer Aufgabe der 
Ausbildung und Bildung heraus der genuine 
Ort des Kritischen, des In-Frage-Stellens, 
des Geöffnetseins und der Offenheit, des 
Wechseins und Wandels, des weiten Spek- 
trums der Meinungen, auch der Platz für 
eigenwillige und radikale Studenten, für un- 
bequeme geistige Rebellen, für Minoritäten, 
für Schwärmer und Utopisten. Hierin liegt 
etwas von ihrem Außergewöhnlichen. 
Ich rede hier nicht dafür, die Universität den 
Extremisten als freie Wildbahn zu öffnen, 
sondern die Universität als Ort des insti- 
tutionalisierten In-Frage-Stellens der studen- 
tischen Jugend auch dafür anzubieten, daß 
sie als Jugend nun einmal zum Protest ge- 
stimmt ist, zu einem Protest gegen die In 
ihrer Sicht erstarrte Welt der Erwachsenen, 
daß sie als Jugend in Opposition zum 
„establishment" steht, daß sie als Jugend 
ihren Standort im Gegensatz zum Bestehen- 
den sucht, daß sie ihr Unbehagen an der 
Gesellschaft vorträgt. 
Hierin liegt auch die Ursache für die Span- 
nungen zur Bevölkerung. Ziel dieser Jugend 
ist es oftmals weniger einen Platz in der 
Gesellschaft zu erringen, als vielmehr eine 
Gesellschaft zu schaffen, in der es sich 
lohne, einen Platz zu haben. Diese natürliche 
Unruhe der jungen Generation ist nicht 
negativ. 
Ist die Universität aber von dieser Art, so 
entsprechen dem unabdingbare Vorausset- 
zungen. Zum ersten die Beobachtung der 
Verfassung, zum zweiten die Toleranz gegen- 
über dem Andersdenkenden und dem drit- 
ten die Form des In-Frage-Stellens. Diese 
Form kann nur eine geistige sein, die der 
Argumentation, der Überzeugung. 
Die Universität ist der Ort der Köpfe, nicht 
der Fäuste — ganz abgesehen davon, daß 
Gewalt kein Mittel demokratischer Ausein- 
andersetzungen Ist. 

. .. gleiS hinter der Mensa 

Während in Berlin die oppositionelle 
Minderheit unter den Studenten weiter 
demonstriert — eine vom AStA der FU 
organisierte Demonstration von fast 
400 Studenten verlief ohne Zwischen- 
fälle und auch eine Diskussion von 
mehr als 2000 Professoren und Studen- 
ten an der FU über die Situation der 
oppositionellen Minderheit blieb ruhig 
— mehren sich die Versuche, das ge- 
störte Verhältnis zwischen Studenten, 
Öffentlichkeit und Polizei zu bereinigen. 
Schon während und auch nach den Ge- 
denkfeiern für den getöteten Studenten 
wurden viele mäßigende Äußerungen 
aus den deutschen Hochschulorten be- 
kannt. Das Präsidium der SPD dis- 
kutierte mehrere Stunden lang mit den 
Vorsitzenden aller Allgemeinen Studen- 
tenausschüsse und vereinbarte weitere 
Kontakte. Das SPD-Präsidium will das 
Ergebnis seiner weiteren Beratungen 
dem Landesverband der SPD in Berlin 
unterbreiten, dem der Regierende Bür- 
germeister Heinrich Albertz angehört, 
dem die Studenten einen großen Teil 
der Schuld an den schweren Zwischen- 
fällen zumessen und dessen Äußerun- 
gen über die politische Haltung der 
Studentenschaft und das Demonstra- 
tionsrecht nicht nur von den Studenten 
kritisiert worden sind. 
Der SPD-Vorsitzende Willy Brandt ist 
den Studenten nach Angaben von deren 
Seiten mit der Erklärung entgegen- 
gekommen, die SPD habe sich zu keiner 
Zeit mit den Äußerungen von Albertz 
identifiziert. 
Hamburg und Göttingen 
In Hamburg haben der Hamburger 
Innensenator Heinz Ruhnau und der 
AStA der Universität gemeinsam ihre 
Bereitschaft erklärt, künftig vor De- 
monstrationen über deren Form und 
Maß zu diskutieren. 
In Göttingen bildeten Studenten von 
vier Hochschulbünden verschiedener 
Parteirichtungen eine Aktion politischer 
Studenten. Sie will gemeinsam mit den 
politischen Hochschulgruppen die gesell- 
schaftspolitischen und hochschulpoliti- 
schen Hintergründe der Vorfälle unter- 
suchen und strebt Gespräche mit den 
studentischen Verbindungen an, die der 
studentischen Aktivität nach den Ber- 
liner Ereignissen reserviert gegenüber- 
stehen. 
Allerdings beharrt diese Gruppe wie 
auch die studentische Opposition in Ber- 
lin auf dem Rücktritt von Bürgermeister 
Albertz und der Suspendierung des 
Berliner Innensenators und des Polizei- 
präsidenten. 
Streitobjekt SDS 
Die von diesen Vorgängen überschattete 
Auseinandersetzung zwischen dem Senat 
und dem Konvent der Freien Univer- 
sität in Berlin über die Förderungs- 
würdigkeit des Sozialistischen Deut- 
schen Studentenbundes (SDS) ist noch 
nicht beendet. Der Konvent wird dem- 
nächst darüber beraten, wie die Absicht 
des akademischen Senats zunichte ge- 
macht werden kann, dem SDS die För- 
derungswürdigkeit abzuerkennen. 
Diese Absicht hatte der Senat am 
31. Mai geäußert, nachdem die oppo- 
sitionelle Demonstrationsfreudigkeit des 
SDS bei einem Teil der Professoren und 
der Berliner Öffentlichkeit seit gerau- 
mer Zeit steigenden Unwillen erregt 
hatte. Den gegen diesen Beschluß ge- 
planten Protest in einer vom Konvent 
einberufenen Versammlung hat der 
Berliner Senator für Wissenschaft und 
Kunst, Prof. Dr. Werner Stein, als auf- 

sichtsführende Behörde zu verhindern 
gesucht, indem er den Konventsbeschluß 
über die Protestversammlung aufhob. 
Auf die dagegen gerichtete Klage des 
Konventsvorsitzenden, die aufschie- 
bende Wirkung gehabt hätte, hatte der 
Senator mit einem Verbot der Versamm- 
lung geantwortet. 
Das daraufhin vom Konvent angerufene 
Berliner Verwaltungsgericht hatte zu- 
gunsten des Konvents entschieden. In 

der damit möglich gewordenen Ver- 
sammlung des Konvents wurde die För- 
derungswürdigkeit des SDS jedoch nicht 
behandelt, weil inzwischen die Demon- 
strationen und der Tod des Studenten 
zum einzigen Thema geworden waren. 
Mit einer raschen Entscheidung wird 
nicht gerechnet, weil zunächst geprüft 
werden muß, welche rechtlichen Grund- 
lagen die Förderung hat und ob es sich 
nicht etwa bei der Förderungswürdig- 
keit um einen einseitig feststellbaren 
Tatbestand handelt, über den der Senat 
rechtsverbindlich allein entscheiden 
kann. Man rechnet damit, daß die 
ruhigere Atmosphäre einen Kompromiß 
ermöglicht. 
Initiative der Parteien 
Politische Beobachter in Bonn werten 
die Initiative der SPD — das Präsidium 
hatte die Vertreter der Studentenschaft 
zu dem Gespräch eingeladen — als Aus- 
druck eines verstärkten Werbens der 
Parteien um die Studenten. Schon vor 
einigen Tagen hatte die SPD beschlos- 
sen, mit dem sozialdemokratischen 
Hochschulbund enger zusammenzuar- 
beiten. Auch Abgeordnete der CDU/CSU 
wollen in den nächsten Wochen mit den 
Vertretern der Studenten sprechen. 
Der Vorsitzende der Fachabteilung Poli- 
zei in der Gewerkschaft ÖTV im Deut- 
schen Gewerkschaftsbund, Heinrich 
Krüger, erklärte, Besonnenheit und 

Vernunft auf beiden Seiten und die Be- 
reitschaft, durch Gespräche die Span- 
nung zu beseitigen, seien die einzigen 
Mittel, auch für die Zukunft geordnete 
Verhältnisse zu schaffen. Krüger wies 
darauf hin, daß die Polizei nur von 
einem Teil der Studenten ständig dis- 
kriminiert werde und erbat den Schutz 
der Öffentlichkeit und der politischen 
Stellen vor dieser Diskriminierung. 
Polizei: bedingt demonstrationsbereit 
Der Berliner Polizeipräsident hat er- 
klärt, daß die Polizei Studenten grund- 
sätzlich nicht daran hindern werde, als 
einzelne Fußgänger Plakate mit politi- 
schem Text zu tragen und in Kraft- 
wagen zu fahren, die mit Plakaten be- 
klebt sind. 
Unter Berufung auf diese Erklärung hat 
das Berliner Oberverwaltungsgericht die 
Forderung mehrerer Studenten abge- 
lehnt, dem Polizeipräsidenten zu unter- 
sagen, eine derartige politische Mei- 
nungsäußerung zu verhindern. Der be- 
antragte Erlaß einer einstweiligen An- 

ordnung sei deswegen überflüssig. Das 
Gericht stellte fest, daß im Grundgesetz 
verankerte Grundrecht der freien Mei- 
nungsäußerung stehe dem Erlaß einer 
polizeilichen Verfügung nicht entgegen. 
Bei möglichen Störungen des Verkehrs 
auf öffentlichen Straßen könne die Poli- 
zei gegen plakattragende einzelne Per- 
sonen einschreiten. 
München: Konvent contra AStA 
Im Zusammenhang mit den Ereignissen 
ist der AStA-Vor stand der Technischen 
Hochschule München zurückgetreten, 
weil der Studentenkonvent der TH dem 
AStA das Recht abgesprochen hatte, 
„über den hochschul- und bildungs- 
politischen Bereich hinaus auch für die 
Verwirklichung der Menschenrechte und 
für die demokratische Gesellschafts- 
ordnung" einzutreten. Die Kritik des 
Konvents hatte sich gegen ein vom 
AStA-Vorstand unterstütztes Flugblatt 
gerichtet, das die allgemeine Lage im 
Iran kritisierte. 
HU kritisiert 
Der Generalstaatsanwalt beim West- 
berliner Landgericht hat darauf hin- 
gewiesen, daß die gesamte Unter- 
suchung im Verfahren gegen den Polizei- 
beamten Karl-Heinz Kurras, der den 
tödlichen Schuß abfeuerte, von ihm per- 
sönlich geleitet werde. 

Er antwortete damit der „Humanisti- 
schen Union" in Berlin, die es als be- 
denklich bezeichnet hatte, daß Staats- 
anwalt Heinz Voigt die Untersuchungs- 
gruppe leite. Voigt sei für die vor eini- 
gen Monaten erfolgte und vom Amts- 
gericht aufgehobene Beschlagnahme der 
Kartei des SDS verantwortlich gewesen. 
Lemmer zurückgepfiffen 
Der Senator für Wissenschaft und Kunst 
in Berlin, Prof. Dr. Werner Stein, hat 
in einer Erklärung bedauert, daß der 
Sonderbeauftragte des Bundeskanzlers 
in Berlin, Bundesminister a. D. Ernst 
Lemmer, in Verbindung mit seiner 
Kritik an radikalen Studenten, die zur 
Hilfe für den Vietkong aufgerufen hat- 
ten, die Freie Universität Berlin als 
Ganzes herabgesetzt habe. 
Zu der Äußerung Lemmers, er könne 
nur noch von einer „sogenannten" Freien 
Universität sprechen, sagte der Senator, 
die FU trage ihren Namen zu Recht. Da 
sie im Gegensatz zu den kommunisti- 
schen Hochschulen die Freiheit von 
Lehre und Forschung und die Meinungs- 
freiheit ihrer Mitglieder, unabhängig 
von staatlicher Einmischung, garantiere 
und praktiziere. 
Die Meinungsbildung über die Vorfälle 
in Berlin — die Ansichten darüber sind 
in den Lehrkörpern der Hochschulen 
ebenfalls geteilt — wurde mit einer 
öffentlichen Diskussion über das De- 
monstrationsrecht fortgesetzt, die von 
der Internationalen Liga für Menschen- 
rechte, der Humanistischen Union und 
dem AStA der Technischen Universität 
gemeinsam veranstaltet wird und an 
der prominente Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens teilnehmen. 
(Bericht über weitere Maßnahmen des 
AStA der FU Seite 4: „Oberflächlich 
wieder Ruhe".) 

Qeuauet gesagt 

Nicht mehr zu demonstrieren, habe ich mir 
vorgenommen. Ganz fest vorgenommen so- 
gar. Nein, ich werde nie mehr protestieren. 
Die Zeit, in der ich noch demonstrierte, pro- 
testierte, rebellierte, ist vorbei. Ein für alle 
Mal. Die Zeit der Jugendtorheiten ist fast 
schon vergessen. Weit, sehr weit jedenfalls 
liegt sie schon zurück. 
Ich möchte endlich erwachsen werden. Ich 
möchte endlich ein vollwertiges Mitglied un- 
serer bundesrepublikanischen Gesellschaft 
werden. (Sie hat es verdientl) Ich möchte 
endlich glauben und für wahr halten, was 
fürwahr auch unsere Obrigkeiten für wahr 
halten. Ich möchte — selbst auf die Gefahr 
hin, daß es pervers klingt — Teil des Rä- 
derwerks, Glied der Maschinerie sein, die 
uns bewegt, die uns beherrscht. Ich möchte 
endlich Mensch sein. 
Bisher bin ich immer dagegen gewesen. Ich 
bin gegen die Notstandsgesetzgebung ge- 
wesen. Zum Beispiel. Ich bin gegen die 
Vietnampolitik der USA gewesen. Ich bin ge- 
gen die Hallstein-Doktrin gewesen und ge- 
gen die in Bonn praktizierte Ostpolitik. Ich 
bin immer gegen irgendetwas gewesen. Aus 
Überzeugung? Aber nein, nur aus Prinzip. 
Das ist jetzt anders. Jetzt bin ich überzeugt. 
Jetzt bin ich dafür. Jetzt bin ich für das, für 
das die Mehrheit ist. Jetzt endlich bin ich 
Demokrat. Ich passe mich an. Und das muß- 
te ich erst lernen. Nach einem langwierigen, 
aufreibenden Prozeß habe ich mir selbst den 
Prozeß gemacht. 
Ich habe gesehen, wie es einem ergehen 
kann, der demonstriert. Was einmal passiert 
ist, kann wieder geschehen. Und man 
braucht dabei nicht unbedingt an das Gesetz 
der Serie zu denken. Nein, ich möchte ein- 
fach nicht erschossen werden. Jedenfalls 
jetzt noch nicht. Wenn überhaupt, dann für 
höhere, für deutsche Ideale. 
Und wenn nicht geschossen wird, so wird 
eben geprügelt. Gummiknüppel, von ge- 
schulten, trainierten Polizistenhänden zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Rechts- 
Staatlichkeit aus lockerem Handgelenk ge- 

schwungen, tun weh. Verdammt weh sogar. 
Es ist ganz einfach nicht nach meinem Ge- 
schmack, festgehalten, eine nervige Polizi- 
stenfaust oder, der Abwechslung halber, die 
spitze Schuhspitze eines — geheimen — 
Staatsschützers in meinem Unterleib zu spü- 
ren. 
Und vor allen Dingen: wie sieht man hin- 
terher ausl Die Jacke zerrissen, die Hose 
verschmutzt, das Auge blau zunächst, dann 
grünlich, später gelb. Ganz zu schweigen von 
den blauen ( s. o.) Flecken, die malerisch auf 
weißem Körper verteilt sind. Und überhaupt. 
Ich will nicht, daß sich das Ohnesorg-Theater 
wiederholt. Daß ein Mensch auf diese Art 
und Weise von seinen Sorgen erlöst wird 
wie Benno Ohnesorg. Ich möchte—und dar- 
in kenne ich mich ganz genau — wirklich 
ohne Sorge leben. 
So kam ich — unterstützt durch die einzig 
bildende deutsche Tageszeitung — endlich 
zur Einsicht. Und ich gestehe es fröhlich: ich 
habe gelernt, ich habe erkannt. Ich werde die 
Konsequenzen ziehen. Ganz konsequent. 
Es ist ein wundersam erhebendes, gänzlich 
neues Gefühl, wissend zu sein, urplötzlich, 
so von einem Tag auf den anderen, zu dem 
erlauchten Kreis derer zu gehören, die — 
mir nichts, dir nichts — alles durchschauen. 
Und, älter geworden, werde ich nun Jünger. 
Ein Montag war's, an dem ich mich ent- 
schloß. Nicht mehr wollte ich den linksradi- 
kalen, krawallmachenden und staatsgefähr- 
denden Rowdies zugezählt werden. Der Ver- 
fassungsschutz wird über mich nicht mehr 
zu wachen brauchen. Ich habe mich entschlos- 
sen, ich bin entschlossen. Seit Montag. 
Andere Leute nehmen sich vor, ab Montag 
nicht mehr zu rauchen. Sie rauchen erst 
Dienstag wieder. Wieder andere wollen ab 
Montag studieren: doch nichts als ein unver- 
bindlicher Flirt mit der eigenen Entschluß- 
kraft. 
Ich habe mich entschlossen, positiv zu sein. 
Am Montag habe ich mich entschlossen: ich 
will nicht mehr zu denen, die immer dagegen 
sind, gehören. 
Dagegen will ich dafür sein. 

Bistum zahlt 

Wucherpreise! 

BOCHUM. (BSZ) — Im Februar dieses 
Jahres gab es zwischen Studenten und 
Universität eine Auseinandersetzung 
um die Unterbringung katholischer 
Theologiestudenten im Staatlichen 
Wohnheim. 
Nach Protesten der Heimbewohner wur- 
den die Kommilitonen (55) in einem 
ehemaligen Lehrlingswohnheim des 
Bochumer Vereins untergebracht. Das 
Bistum Essen hat für dieses provisori- 
sche Konvikt an der Overdyker Straße 
30 000 DM in die Renovierung investiert 
und bezahlt an Miete pro Monat an- 
standslos ca. 10 000 DM. 
Der Vorstand der Studentenschaft und 
das Studentenwerk hatten damals ein 
anderes Wohnheim in Gerthe angebo- 
ten, das allen Wünschen entsprach, 
auch wenn es ebenfalls noch hätte reno- 
viert werden müssen. Die Pacht dafür 
hätte lediglich 5000 DM gekostet. 
War es Prof. Biedenkopf, der sich in 
die Vermittlung eingeschaltet hatte, und 
den Theologen zu unangenehm, das 
Angebot der protestierenden Partei 
anzunehmen? 

Ein vierhundert Meter langer Demonstrationszug der Ruhr-Studenten bewegte sich 
am Mittwoch nach den Vorfällen in Berlin durch Bochums Innenstadt. Die Bevölke- 
rung begriff es kaum. BSZ-Bild 

Den Kundgebungsteilnehmern schilderte Roswitha Pfaffenberger, Mitglied des 
Konvents an der FU Berlin, den „Schwarzen Freitag" der Studenten aus erster 
Hand. BSZ-Bild 

MONTAGSENTSCHLUSS 

Peter Martens 
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Kultur bei Tee 

und Gebäck 

Seit Mitte Juni kann ein kulturbedürf- 
tiger und teetrinkender Student am 
Montag, Mittwoch und Freitag, jeweils 
von 17 bis 23 Uhr eine „Bleibe" finden: 
in der Nähe der Universität (Beilen- 
kamp 30) wurde die Querenburger 
„Teestube" am 14. Juni eröffnet. 
Studenten sind die Träger des Unter- 
nehmens, und studenten-adäquat sind 
auch die Preise. Für ein Glas friesischen, 
chinesischen oder Ceylon-Tees zahlt man 
— mit Zucker, Milch, Gebäck — 
40 Pfennig. 
Die Teestube beabsichtigt, zu einem 
kulturellen Forum Querenburgs zu 
werden. Kunstausstellungen wechseln 
einander ab. Zur Zeit sieht man Litho- 
graphien des Bochumer Malers Gölzen- 
leuchter (für DM 10,— je Stück käuflich 
zu erwerben), der Jugoslawe Nikola 
Reiser folgt, später wird Arno Plog 
ausstellen. Auf dem Programm stehen 
weiterhin: ein Gitarrenkonzert, eine 
Dichterlesung im Juli, eine Tardieu- 
Aufführung. 
Es ist sehr erfreulich, daß hier Studen- 
ten damit begonnen haben, für ihre 
Kommilitonen einen Rahmen zum Dis- 
kutieren zu schaffen. Es liegt nun an 
den Studenten selber, ob der (wie wir 
meinen) gute Gedanke des „kulturellen 
Zentrums" Wirklichkeit wird (KFK) 

Viel zu wenig 

Lehrer an den 

Hochschulen 

BONN, (dpa) — Bis 1971 müßten nach 
Schätzungen der Bundesregierung we- 
nigstens 5500 junge Wissenschaftler 
durch Habilitation die Erlaubnis erwer- 
ben, an Universitäten Vorlesungen zu 
halten, um einen zu großen Mangel an 
Lehrkräften zu vermeiden. Nach Aus- 
kunft der Kultusminister werden sich 
jedoch in den nächsten Jahren nur etwa 
700 junge Wissenschaftler habilitie- 
ren, so daß 1971 schon etwa 2000 Lehr- 
kräfte an Hochschulen fehlen. 
Mit diesen Angaben verband die Bun- 
desregierung in einer schriftlichen Ant- 
wort auf eine kleine Anfrage der FDP- 
Bundestagsfraktion die Sorge, „daß be- 
reits ab Mitte der 70er Jahre der Bedarf 
an Forschungspersonal, besonders auf 
einzelnen Gebieten der Natur- und 
Ingenieurwissenschaften, nicht mehr 
gedeckt werden kann". 
Die Regierung macht darauf aufmerk- 
sam, daß die Habilitation sich sehr un- 
gleichmäßig auf die einzelnen Fächer 
verteilt. Während in der Medizin die 
Zahl in einzelnen klinischen Fächern 
relativ groß ist, ist sie in anderen Fä- 
chern — gemessen am Bedarf — zu 
klein. Das gilt nach Angaben der Regie- 
rung beispielsweise für die Rechtswis- 
senschaft, fast alle Disziplinen der phi- 
losophischen Fakultät und für einzelne 
Sparten der Naturwissenschaften. 
Nach dem Bericht der Regierung hat 
sich die Zahl der Promotionen von 5006 
im Jahre 1960/61 auf 5686 im Jahre 
1963/64 erhöht. In den nächsten Jahren 
wird mit jährlich 5000 bis 6000 Promo- 
tionen gerechnet, von denen aber auch 
ein hoher Anteil auf die Medizin ent- 
fällt. 1963/64 gab es allein 2588 Pro- 
motionen in der Medizin. 
Umfangreiches Material zur Personal- 
und Nachwuchslage an den wissen- 
schaftlichen Hochschulen wird der „Bun- 
desbericht Forschung II" enthalten, der 
nach der Antwort der Regierung in 
Kürze vorgelegt werden soll. 

Studentensport 

als Pflichtübung? 

Unser Mitarbeiter fordert empirische Untersuchungen 

Durch die jüngsten Resolutionen des 
Deutschen Sportbundes dürfte es weit- 
hin klargeworden sein, daß inzwischen 
auch der Bereich von Sport und Leibes- 
übungen zum Komplex bundesrepubli- 
kanischer Notstände zu rechnen ist. Mit 
Blick auf den speziellen Bereich der 
Hochschulen fordert so der DSB u. a., 
durch Ergänzungen der Vorschläge des 
Wissenschaftsrates sei dem Sport an den 
Hochschulen eine angemessene Stellung 
zu sichern. 
In diesem Zusammenhang verdient 
ein Aufsatz besondere Bedeutung, der 
vom Leiter des Bochumer Instituts für 
Leibesübungen in der Mainummer der 
Zeitschrift „Olympisches Feuer" (S. 1 — 
6) veröffentlicht wurde — Gedanken 
über „Leibesübungen und Sport in 
einer sich wandelnden Welt." Am Schluß 
des Aufsatzes wird ein umfangreicher 
Katalog brauchbarer und durchaus not- 
wendiger Förderungsmaßnahmen für 
den modernen Sport in Deutschland auf- 
gestellt. Jedoch muß ein Punkt daraus 
schärfstens kritisiert werden. Mit Blick 
auf den Bereich der Hochschule heißt 
es auf S. 6: 
• „Wenn wir im akademischen Raum 
• das mangelnde Interesse der Stu- 
• dentenschaft an sportlichen Übungen 
• beklagen, dann sollten wir durch die 
• Einführung eines sportlichen Wahl- 
• Pflichtfaches dem entgegenwirken..." 

Wenn hier „Studentenschaft" als Masse 
der einzelnen Studierenden verstanden 
wird, dann erscheint ein Pflichtsport, 
gleich in welcher Form, als ein denk- 
bar ungeeignetes Mittel, ein vielleicht 
tatsächlich vorhandenes Desinteresse zu 
beheben. 
Durch die Zeitgeschichte ist der Begriff 
des Pflichtsports stärkstens vorbelastet; 
in jüngster Zeit tritt die Tendenz in den 
Vordergrund, den Sport zu einer 
Zwangspille im Dienst an der Volksge- 
sundheit zu degradieren; dabei wird 
verkannt, daß Sport und Leibesübung 
eine der wahrhaft letzten Inseln indivi- 
dueller Freiheit sind und bleiben soll- 
ten. 
Studentischer Pflichtsport wäre allen- 
falls im Bereich eines allgemeinver- 
bindlichen Studium Generale anzusie- 
deln; das Studium Generale als Pflicht- 
veranstaltung für alle Studierenden 
muß jedoch an den deutschen Hochschu- 
len trotz mehrfacher Anläufe als end- 
gültig gescheitert angesehen werden. 
Schließlich wurde auf mehreren Studien- 
konferenzen des Internationalen Hoch- 
schulsportverbandes jede Form studen- 
tischen Pflichtsports entschieden abge- 
lehnt. 

Mangelt es der Studentenschaft aber 
wirklich am sportlichen Interesse? Ge- 
setzt den Fall, dies stimmt, so sind die 
Gründe dafür wohl hauptsächlich im 
schulischen Bereich zu suchen. Die offen 
zugestandenen Mängel im Schulsport 
sind aber weniger quantitativ durch er- 
höhte Pflichtstundenzahlen als eher 
qualitativ durch einen besseren Unter- 
richt zu beseitigen. 

Das Interesse am Studentensport müßte 
sich nun aus einschlägigen Erfahrungen 
an den Hochschulen ablesen lassen. 
Man braucht aber nur zweimal jährlich 
die Vollversammlung des Allgemeinen 
Deutschen Hochschulsportverbandes zu 
besuchen, um zu hören, es mangele kei- 
neswegs an einem sportlichen Interesse 
der Studenten, sondern an ausreichen- 
den Übungsstätten, genügend Lehrkräf- 
ten, auch an genügend freien Stunden, 
vorwiegend aber an den nötigen Finan- 
zen, um die starke Nachfrage der Stu- 
denten nach sportlicher Betätigung nur 
annähernd befriedigen zu können. 
Hier steht zunächst Aussage gegen Aus- 
sage. Die Richtigkeit der einen oder der 
anderen ließe sich erhärten durch eine 
gezielte Befragungsaktion. Mit ihr 
könnte festgestellt werden, ob nun tat- 
sächlich die Studenten Sport treiben 
wollen oder nicht; wenn ja, so wäre zu 
fragen: welche Übungsarten sind ge- 
wünscht, wie oft in der Woche, wie lang 
und zu welchen Tageszeiten, mit welcher 
Intensität (Breiten- oder Leistungssport) 
in welchem Rahmen und in welcher 
Form (z. B. Verein, Verbindung oder 
freie Gruppe). 
Weiterhin wäre zu fragen nach dem fi- 
nanziellen Beitrag, den jeder einzelne 
zu leisten bereit wäre und man sollte 
schließlich auch nach der Zeit fragen, 
die maximal für An- und Abfahrten zu- 
gemutet werden könnte. 
Fragen über Fragen, die sich noch dif- 
ferenzieren und vermehren ließen. Sol- 
che Fragen sind bisher nirgendwo ge- 
stellt, untersucht, geschweige denn hin- 
reichend beantwortet worden. Daher die 
oben gestellte Forderung nach umfas- 
sender Befragung der Betroffenen, 
nämlich der Studierenden. Erst die Aus- 
wertung einer solchen Untersuchung 
kann die rechten Maßstäbe liefern über 
den Bedarf an Raum, Personal, Zeit und 
vor allem Finanzen für den Bereich des 
Hochschulsports. 
Wäre diese Untersuchung nicht vor- 
dringlicher und lohnender als die Auf- 
stellung von Forderungen, die auf bis- 
her unzureichender Erfahrung beruhen? 
Daraus ergibt sich eine Gemeinschafts- 
aufgabe, an deren Lösung sich die Insti- 
tute für Leibesübungen und die Studen- 
tenschaften gemeinsam beteiligen soll- 
ten — Studentenschaften diesmal ver- 
standen als verfaßte Studentenschaft, 
gleich Studentenparlamente und de- 
ren jeweilige Allgemeine Studentenaus- 
schüsse mit den ihnen zugehörigen stu- 
dentischen Sportreferaten. 
Vorbedingung wäre freilich noch ein 
Umdenken bei den meisten Vertretern 
der letztgenannten Gremien, nämlich 
eine Lösung von der äußerst einseitigen 
VDS-Vorstellung von einem allein 
glücklich machenden Ausgleichs- oder 
Gesundheitssport. 
• Fazit: Solange die in diesem Artikel 
• erhobenen Anregungen und Forde- 
• rungen nicht in die Praxis umgesetzt 
• und verwirklicht worden sind, muß 
• man als betroffener Student jeden 
• Versuch zur Einführung eines wie 
• auch immer gearteten Pflichtsports 
• entschieden ablehnen. (Kunibert) 

Statistik nach Hauptstudienfächern und Fachsemestern vom 7. Juni 1067 

Fächer 2. 3. 
FACHSEMESTER 

4. 5. 6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 13. 14. 15.iu.m. Ges. 
Ev. Theologie 8 22 19 6 8 9 106 
Kath. Theologie 16 33 16 8 9 106 
Philosophie 50 
Pädagogik 13 14 87 
Publizistik 
Psychologie 52 74 70 24 14 24 11 304 
Geschichte 10 28 23 11 10 11 15 6 10 156 
Kunstgeschichte 6 6 23 
Archäologie 
Musikwissenschaft 
Vgl. Sprachwissenschaft 
Klass. Philologie 17 13 10 75 
Germanistik 57 162 117 15 25 17 38 16 48 10 29 15 10 14 580 
Anglistik 59 135 104 23 23 35 12 427 
Romanistik 24 43 45 13 15 15 17 199 
Slawistik 19 
Sinologie 14 
Japanologie 17 
Rechtswissenschaft 137 229 188 47 80 30 58 16 812 
Wirtschaftswissenschaft 168 260 245 106 81 40 50 27 23 24 22 18 28 13 17 1122 
Soziologie 59 73 57 11 22 8 11 8 10 6 290 
Polit. Wissenschaft 10 
Mathematik 50 78 44 203 
Physik 
Geographie 56 
Geologie 
Chemie 
Biologie 
Leibesübungen 6 15 
Gesamtsumme 672 1200 988 284 312 142 277 108 183 75 161 79 95 48 83 4707 

Tat BOCHUM 

feegriff ein 

FIEGE PILS 

FIEGE EXPORT 

Minister Dr. Heinemann (links), SHB-Chef Breland (Mitte) und Oberlandesgerichts- 
rat Dr. Froese (rechts). Foto: WAZ 

Justizminister 

über Strafgesetz 

Auf Einladung des Sozialistischen Hoch- 
schulbundes (Vorsitzer: stud iur. Bru- 
land) und der Arbeitsgemeinschaft sozi- 
aldemokratischer Juristen (Vorsitzer: 
OLG-Rat Dr. Froese) erläuterte Bun- 
desjustizminister Dr. Heinemann am 9. 
Juni 1967 im überfüllten Hörsaal B II 
der Ruhruniversität den Entwurf eines 
neuen Strafgesetzbuches (kurz „E 62" 
genannt). Der Minister gab einen knap- 
pen, aber präzisen Überblick über Pro- 
bleme, Fragen und Problematik des 
Entwurfs. 
Vor allem für Nichtjuristen waren die 
Ausführungen aufschlußreich — wie sich 
aus privaten Gesprächen im Verlauf des 
Abends ergab. Dr. Heinemann verzich- 
tete darauf, auf Theorienstreitigkeiten 
einzugehen. Erfreulicherweise tat er 
aber seine persönliche Meinung zu noch 
erörterungsbedürftigen Tatbeständen 
kund, so z.B. zu den (bisherigen) §§ 218, 
(Abtreibung), 173 (Ehebruch), 175 (Ho- 
mosexualität unter Männern) und 180, 
181 StGB (Kuppelei). 
In der anschließenden Diskussion kam 
sozusagen jedermann zu Wort. Bemer- 
kenswert waren die Ausführungen von 
Dr. med. Dohm (aus der Presse bekann- 
ter Chefarzt einer Privatklinik in 
Hamm) zur ärztlichen Sicht der mit 
Schwangerschaftsunterbrechungen ver- 
bundenen Fragen. 
Schwieriger einzuordnen waren die 
Worte des Staatsanwaltes Plitt (Dort- 
mund), der vor allem eine Erneuerung 
der Vorschriften über die Verbringung 
von Geisteskranken forderte — offen- 
bar ohne zu berücksichtigen, daß diese 
Materie der Gesetzgebung der Länder 
unterliegt. 
Besonders überrascht aber mußte man 
sein über die Thesen des einladenden 
SHB, die Herr Breland vortrug. Aus 
einer Schrift der Humanistischen Union 
(München) verlas er zwei Feststellungen < 
1) „Der Entwurf läßt den in der moder- 
nen Gesellschaft bestehenden Pluralis- 
mus ethischer Wertvorstellungen unbe- 
rücksichtigt." 
2) „Die Ergebnisse der empirischen Wis- 
senschaften, insbesondere der Anthro- 
pologie, Psychologie, Psychiatrie und der 
Sozialwissenschaften sind in dem Ent- 
wurf nicht genügend berücksichtigt." 
Soweit mit der These zu 1) — wie in der 
Schrift der HU ausgeführt wird — die 

sogenannte ethische Indikation, die ein- 
fache Homosexualität und die sogenann- 
te heterologe Insemination als Straftat- 
bestände in Frage gestellt werden, be- 
findet man sich in guter Gesellschaft: 
Minister Heinemann teilt diese Beden- 
ken. 
Wenn aber gegen ein angeblich „schola- 
stisches Naturrecht" polemisiert wird, 
das dem E 62 innewohnen soll, so er- 
scheint es fraglich, ob hier die rechts- 
philosophischen Grundkenntnisse 
vorausgesetzt werden können, die für 
eine Diskussion dieser schwierigen Fra- 
ge erforderlich sind. 
Wieso die Ergebnisse der empirischen 
Wissenschaften unzureichend berück- 
sichtigt wurden (so die These zu 2), 
bleibt unerfindlich. Man kann den „Mit- 
streitern im Recht" nur empfehlen, die 
amtliche Begründung des E 62, die Sit- 
zungsniederschriften mit Stellungnah- 
men bekannter Hochschullehrer oder 
den sogenannten Gegenentwurf der 
Strafrechtswissenschaftler gründlich zu 
studieren. Vielleicht wird dann das Ur- 
teil etwas sachlicher fundiert ausfallen. 
Alles in allem: ein aufschlußreicher 
Abend für Juristen und Nichtjuristen, 
der offenbar den einen oder anderen 
Teilnehmer veranlaßt hat, über das 
kommende Strafrecht etwas intensiver 
nachzudenken. Klaus Friedrich Kugler 

BDV gegründet 
BOCHUM. (BSZ) — Am 29. Mai 1967 
hat sich an der Ruhr-Universität mit 
60 Mitgliedern die Studentengruppe des 
Bundesverbandes Deutscher Volks- und 
Betriebswirte (BDV) konstituiert. Der 
BDV ist eine parteipolitisch nicht gebun- 
dene berufsständische Organisation der 
Volks- und Betriebswirte Deutschlands. 
Die Studentengruppe betrachtet es als 
ihre Aufgabe, durch ständigen Gedan- 
kenaustausch zwischen Wissenschaft 
und Praxis, sowie durch Studienbera- 
tung, Arbeitsgemeinschaften etc. den 
fachlichen Ausbildungsstand ihrer Mit- 
glieder intensiv zu fördern. 
Darüber hinaus veranstaltet der BDV 
Vorträge, finanziell geförderte Studien- 
reisen, fachliche Kurse, Betriebsbesich- 
tigungen und bemüht sich in besonde- 
rem Maße um die Vermittlung von 
Praktikantenstellen. 

. gleich neben der Itlensa IHRE 
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Nadjridjten aus 

der Xlniversität 

Zu ordentlichen Professoren der Ruhr- 
Universität Bochum wurden ernannt: 
der a. o. Professor an der Universität 
Göttingen, Dr. Achim Trebst, Lehrstuhl 
für Biochemie der Pflanzen, 
der Privatdozent an der Technischen 
Hochschule Clausthal, Dr. Gerhard 
Bergmann, Lehrstuhl für Analytische 
Chemie. 
Einen Ruf an die Ruhr-Universität Bo- 
chum erhielten: 
Privatdozent Dr. Hanns Martin Schön- 
feld, Technische Hochschule Braun- 
schweig, auf den Lehrstuhl für Wirt- 
schaftslehre, insb. Finanzierung und 
Kreditwirtschaft; 
Privatdozent Dr. Thomas Oppermann, 
Universität Hamburg, auf den Lehrstuhl 
für öffentliches Recht (Völker- und 
Staatsrecht); 
Privatdozent Dr. Ulrich Broich, Univer- 
sität Erlangen/Nürnberg, auf den Lehr- 
stuhl für Anglistik; 
Privatdozent Dr. Otto Sandrock, Univer- 
sität Bonn, auf den Lehrstuhl für Bür- 
gerliches Recht, Intern. Privatrecht und 
Rechtsvergleichung. 
Eine bedeutende Bücher-Schenkung hat 
gemacht. 
Dr. jur. Ferdinand Ziersch, Wupper- 
tal, der Bibliothek des Kunstge- 
schichtlichen Institutes der Ruhr-Uni- 
versität Bochum. Dr. Ziersch war Mit- 
glied der Ankaufs-Kommission der 
Kunstsammlung Nordrhein-Westfalens 
sowie Verwaltungsratmitglied des Kul- 
turkreises im Bundesverband der Deut- 
schen Industrie. Er war Gasthörer der 
Ruhr-Universität Bochum. 

Oberflächlich 

wieder Ruhe 

BERLIN. (BSZ) — Wie der allgemeine 
Studentenausschuß der Freien Univer- 
sität mitteilte, „ist inzwischen ober- 
flächlich wieder Ruhe eingekehrt. Der 
normale Vorlesungsbetrieb ist wieder 
aufgenommen worden, und die aktive 
Erregung der Studentenschaft ist durch 
politisches Bewußtsein ersetzt worden. 
Die besondere Frontstadtmentalität Ber- 
lins, die undemokratische Regierung, 
die intoleranten Parteien, die tenden- 
ziöse und unwahre .Berichterstattung 
der Berliner Presse erschweren unsere 
Bemühungen." 
Es sind jedoch einige Komitees ent- 
standen, die die Aufklärung für Ereig- 
nisse vor und nach dem 2. Juni betrei- 
ben: 
Das Komitee zur Aufklärung des Todes 
von Benno Ohnesorg und der Polizei- 
ausschreitungen hat eine Fotoausstel- 
lung organisiert, die der Identifizierung 
der Beteiligten dienen soll. Außerdem 
werden die zahlreichen Zeugenaussagen 
gesammelt und zu einer detaillierten 
Darstellung der Ereignisse verarbeitet. 
Das Pressekomitee bemüht sich, alle 
erreichbaren Zeitungen auszuwerten. 
Es sammelt auch alle herausgegebenen 
Flugblätter und Veröffentlichungen. Mit 
Presseauswertung beschäftigen sich 
außerdem auch Studenten des Otto- 
Suhr-Instituts und eine Gruppe von 
Germanistikstudenten. 
Das Hochschulkomitee sorgt für die 
Durchführung von Veranstaltungen in- 
nerhalb der Universität und die lau- 
fende Information der Studentenschaft. 
Geplant sind Unterkomitees, die daran 
arbeiten, den sogenannten regulären 
Lehrbetrieb zu verwissenschaftlichen. 
Das Öffentlichkeitskomitee berät über 
die Durchführung von Veranstaltungen 
für die Berliner Bevölkerung. 
Ein Dokumentationskomitee soll erar- 
beiten: 
— eine kurze Schilderung der Ereig- 

nisse vom 2. und 3. Juni in Berlin, 
— eine Aufstellung der Versammlun- 

gen, die im Zusammenhang mit der 
Erschießung B. Ohnesorgs an den 
Berliner Hochschulen und in der 
Bundesrepublik stattfanden, 

— eine Aufstellung der Erklärungen 
von Studentenvertretungen, akade- 
mischen Gremien oder anderer Insti- 
tutionen zu den Vorfällen, 

— eine Sammlung der Erklärungen und 
Apologien der Berliner Behörden zu 
den Vorfällen. 
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antworten 

Nr. 7/67, preiswerter als „Bild" und da- 
her von jedermann zumindest gern er- 
worben, enthält eine Fülle „brisanter" 
Informationen und Meinungsäußerun- 
gen zu tatsächlichen und scheinbaren 
studentischen Problemen, von der Poli- 
tik bis zum Petting. Es ist wirklich er- 
staunlich, wieviel sie auf vier Seiten zu- 
sammentragen können. 
Wichtiger Beitrag zu der durch den un- 
verständlichen Tod des Kommilitonen 
Ohnesorg mit neuer Kraft entfachten 
Diskussion um das Verhältnis von Stu- 
dentenschaft, Hochschule und Gesell- 
schaft, ist neben anderem die eigene 
Meinungsäußerung des persönlichen Re- 
ferenten des Rektors zu dem Problem 
des politischen Mandats der Studenten- 
schaft. 
Hat der Leser nach einigem Suchen 
endlich den Weg vorbei am wissen- 
schaftlichen Elfenbeinturm und dem 
Gesang des vielschichtigen und vielsei- 
tigen Chores in die Vorhöfe der staatli- 
chen Meinungsbildung gefunden, so bie- 
tet sich ihm eine scheinbar klar geglie- 
derte Fassade dar: das allgemein-poli- 
tische Mandat der Organe der Studen- 
tenschaft, getragen von den Säulen ent- 
sprechender Satzungsregelung, Vollver- 
sammlungsbeschluß, Urabstimmung und 
allgemeinpolitischer Wahl zur studenti- 
schen Vertretung. 
Werden die architektonischen und musi- 
kalischen Bilder überdeckt, so enthält 
der erste Teil des Aufsatzes eine äußerst 
knappe aber dennoch annehmbare Stel- 
lungnahme zu der Frage des politischen 
Wirkens der Universität. 
Zweifel tauchen nur auf bei genauerer 
Betrachtung der angeführten Begrün- 
dung, die Universität sei Selbstverwal- 
tungskörperschaft, kein verlängerter 
Arm des Staates, und somit selbständig. 
So selbstverständlich ist die Selbstän- 
digkeit einer Selbstverwaltungskörper- 
schaft bei politischen Tätigkeiten nicht. 
Die Zweifel betreffen aber wohlgemerkt 
nur die Rechtmäßigkeit des politischen 
Wirkens der Universität im Allgemei- 
nen; zu Stellungnahmen in hochschul- 
politischen Angelegenheiten ist sie je- 
derzeit befugt. Auch ist es nicht möglich, 
den Professoren das Recht abzuspre- 
chen, einzeln oder in Gruppen ohne Be- 
zug auf eine bestimmte Universität 
eigenverantwortlich ihre persönliche 
Meinung zu allgemeinen politischen Fra- 
gen zu veröffentlichen. Dem steht das 
Recht der freien Meinungsäußerung 
entgegen. 
Aber ein allgemein-politisches Handeln 
der Universität als solche durch ihre 
verfassungsmäßigen Organe bleibt frag- 
lich. Dem Vorwurf politischer Abstinenz 
kann auf andere Art und Weise begeg- 
net werden. 

Aber auch wenn man der Universität 
ein allgemein-politisches Wirken in 
Grenzen zugesteht, gilt das für die Ge- 
samtkörperschaft Gesagte nicht ohne 
weiteres auch für die Studentenschaft 
als Gliedkörperschaft. Ohne Zweifel ist 
richtig, daß „die Schwierigkeit im Man- 
dat" liegt. 
Dabei erscheint die Feststellung, daß die 
Organe der Studentenschaft nur mit 
dem ausdrücklichen Einverständnis der 
sie wählenden Studenten diese vertre- 
ten dürfen, da sonst Handeln ohne Ver- 
tretungsmacht vorliegt, als zweitrangig. 
Es wird nicht schwer sein, falls die Stu- 
denten diese Einwilligung überhaupt 
geben wollen, sich diese auf einem der 
von Dr. Kübler aufgezeigten Wege zu 
verschaffen. 
Vorher ist aber zu klären, ob die Organe 
der Studentenschaft mit Einwilligung 
überhaupt allgemein-politisch für alle 
Studenten tätig werden können; was 
nicht im tatsächlichen sondern im recht- 
lichen Sinn zu verstehen ist. Hier erge- 
ben sich die gleichen Zweifel, wie sie be- 
reits oben geäußert wurden, für eine 
allgemein-politische Vertretung. 
Gegen eine Tätigkeit auf hochschulpo- 
litischem Gebiet ist nichts einzuwen- 
den, da diese eng mit den Aufgaben der 
Organe der Studentenschaft verbunden 
ist. Faktisch werden die einzelnen Stu- 
denten auch ohne ausdrückliche Einwil- 
ligung auf diesem Gebiet durch die Or- 
gane der Studentenschaft vertreten, und 
profitieren davon. 
Die allgemein-politische Vertretung 
liegt aber nicht im Aufgabenbereich der 
Organe der Studentenschaft! Die Ab- 
grenzung ist auch keineswegs so schwie- 
rig, wie Herr Dr. Kübler meint. Da die 
Studentenschaft für sich gesehen wieder 
Selbstverwaltungskörperschaft ist, kann 
sie von Rechts wegen nur die Aufgaben 
wahrnehmen, die ihr zur eigenverant- 
wortlichen, sachgerechten Erledigung 
übertragen sind. Das allgemein-politi- 
sche Mandat gehört nicht dazu. 
Wegen der bestehenden Zweifel wäre es 
wünschenswert, wenn die BSZ die recht- 
lichen Probleme durch einen anderen 
Fachmann bearbeiten ließe; oder besser 
nochmals an Dr. Kübler herantritt und 
ihn bittet, die von ihm dargelegte Mei- 
nung mit noch besseren, juristischen Be- 
gründungen glaubhafter zu machen oder 
vielleicht zu revidieren. Bis dahin 
empfehle ich jedem an der Sache Inter- 
essierten den in JZ (Juristenzeitung) 
1967, S. 242 ff. abgedruckten Aufsatz von 
Ingo Berner: Die Problematik des poli- 
tischen Mandats der Studentenschaft. 

Heiner Beckhof, cand. jur. 

Selbstvertrauen gut, 

Selbstkontrulle besser 
In einer Untersuchung über das Ver- 
hältnis, das zwischen den Studenten, die 
ihr Studium erfolgreich abschließen, 
und jenen besteht, die entweder in eine 
nichtwissenschaftliche Ausbildung über- 
wechselten oder aber ihr Studium ganz 
aufgaben, hat das Institut für Bildungs- 
forschung Berlin festgestellt, daß vier 
Kriterien als günstigste Voraussetzun- 
gen für ein erfolgreiches Studium be- 
stehen: 
1. Eine deutliche Vorstellung des Stu- 
denten von seinem Studienziel und dem 
späteren Beruf, 2. einen übersichtlichen 
Studiengang mit eingebauten Leistungs- 
kontrollen, 3. eine akademische Tradi- 
tion im Elternhaus, die den Studenten 
schon vor Studienbeginn mit den Eigen- 
arten des Studiums und des studenti- 
schen Lebens vertraut macht, sowie 
Stipendien, deren Verlängerung, jeweils 
von einer bestimmten Leistung ab- 
hängen. 

Gratispröbchen 
PLANTA • TABAK-BERLIN 01 

in Israel 
BONN, (dpa) — Eine größere Bereit- 
schaft vieler Organisationen in Israel, 
zu Studienzwecken in die Bundes- 
republik zu reisen, hat die Deutsch- 
Israelische Gesellschaft nach einer Stu- 
dienreise durch Israel festgestellt. Eine 
Delegation der Gesellschaft unter Lei- 
tung der Bundestagsabgeordneten Ernst 
Benda (CDU) und Heinz Westphal (SPD) 
hatte u. a. mit dem israelischen Außen- 
minister Abba Eban verhandelt. Ein 
Bericht der Gesellschaft stellte fest, daß 
die Zeit des „Einbahnverkehrs" deut- 
scher Studiengruppen nach Israel sich 
ihrem Ende zuneige. 

•399«. w. 
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unabhängig ? 

Anzeige I 

B 

AS 
Action Bochumer Studentenschah 

„wir sind unabhängig!" werden ihnen jetzt viele 
erzählen wollen, unabhängige Wirtschaftsstudenten, 
unabhängige jurastudenten. unabhängige korpo- 
rierte. unabhängige erstsemester. unabhängige 
examinanden. jeder kocht sein kleines unabhängi- 
ges Süppchen. 
und die einen werden aufstehen und sagen, das ist 
falsch, und die anderen sagen, jenes hätte anders 
sein können, und überhaupt muß alles anders wer- 
den. einmal im jähr holt jeder sein unabhängiges 
argument hervor (und meistens das gleiche vom 
vorjahr). 
wir behaupten aber: wer sich unabhängig wähnt, schießt sich selbst ins knie, der 
kommt nicht weit. 
wir behaupten: zuerst muß man sich einmal zusammentun, muß überlegen, was 
man zusammen tun kann. 
die tatsachen liegen auf der Straße: der Staat vernachlässigt die bildungspolitik, 
das Studium dauert zu lange, und kostet zu viel, die Universität, auch wenn sie 
neu ist, päppelt alte zöpfe und kommt aus den alten kleidern nicht heraus, 
die Studenten haben initiative und melden ansprüche an. was passiert? man läßt 
sie in akten verstauben oder fegt sie vom grünen tisch. 
das sind die themen, über die gesprochen werden muß! privatgeschichten und 
angriffe gegen Studenten, die sich einsetzen und ihre Studienzeit opfern, ziehen 
nicht. 
warum so ängstlich? was wir brauchen, ist sachverstand, ein konzept, ein Pro- 
gramm, eine Strategie, eine taktik. was wir brauchen, ist eine starke Studenten- 
schaft, die die summe ihrer energien nicht — unabhängig — verzettelt, sondern 
konzentriert, die streitbar ist. die selbstbewußt auftritt, die man respektiert, 
die entwicklung der ruhr-universität beginnt erst jetzt, spannend zu werden, die 
Studentenschaft hat ein entscheidendes wort mitzusprechen, die action bochumer 
Studentenschaft hat sich zum ziel gesetzt, sie alle entschieden zu vertreten, im 
Parlament, im vorstand, in der akademischen Verwaltung und ihren gremien, bei 
der regierung und den Politikern, deshalb achten sie auf dieses zeichen: ABS 

wir sind interessierte Studentinnen und Studenten, 
aus allen abteilungen, manche von uns waren 
schon in der Studentenschaftsarbeit in bochum oder 
anderswo engagiert, viele sind neu und wollen sich 
noch engagieren. 
wir haben ein grundsatzprogramm und ein actions- 
programm (wir werden sie darüber laufend in flug- 
blättern informieren - sofern nicht andere gruppen 
schon für uns propaganda treiben ...) ausgearbei- 
tet. darin steht, was an der ruhr-universität ge- 
schehen muß. daran sind wir gebunden, und natür- 
lich an das votum, das sie für uns abgeben! 
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AS 
Action Bochumer Studentenschaft 
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SPIELPLAN für die Zeit 
vom 21. 6. bis 4. 7. 1967 

SCHAUSPIELHAUS BOCHUM 
Hans Schalla 

SCHAUSPIELHAUS 
DIE LÄSTERSCHULE 

TOLLES GELD 
NABUCCO (G) 
ABRAXAS (G) 
ORPHEUS IN DER UNTERWELT (G) 
KAMMERSPIELE 
DIE HEIMKEHR 
Beginn der Vorstellung: 20 Uhr, solern nicht anders angegeben. 
(G) ■=■ Aufführung des Musik theaters im Revier, Gelsenkirchen. 
Karten für Studierende 50 V» ermäßigt (außer bei Premieren). Jeweils 1 Stunde vor Beginn 
der Vorstellung an der Abendkasse erhältlich. 

21. (Mi.), 24. (Sa.), 25. (So.). 27. (Di.), 29. (Do.) 
2. 7. (So.), 4. (Di.) 

22. (Do.), 26. (Mo.), 30. (Fr.). 3. 7. (Mo.) 
23. (Fr.) 
28. (Mi.) 

1. 7. (Sa.) 

1. 7. (Sa.) 
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